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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 14 AS 51/11 BH 
 
L 12 AS 526/11 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 7 AS 198/09 (SG Köln) 
 
 
 
………………………………, 
 
 
 Kläger und Antragsteller, 
 
 

g e g e n 
 
 
Jobcenter Rhein-Erft-Kreis, 
Europaallee 33, 50226 Frechen, 
 
 Beklagter. 
 
 
 
Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 14. Mai 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  U d s c h i n g   sowie die Richterinnen   K r a u ß    

und   H a n n a p p e l     

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm zur Durchführung des Verfahrens der Nichtzulassungsbeschwerde 

gegen den Beschluss des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 12. September 2011 

Prozesskostenhilfe unter Beiordnung eines Rechtsanwalts zu bewilligen, wird abgelehnt.  
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G r ü n d e : 

 

Der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe (PKH) war abzulehnen, denn ungeachtet 

der Frage der persönlichen und wirtschaftlichen Voraussetzungen bietet die beabsichtigte 

Rechtsverfolgung keine hinreichende Aussicht auf Erfolg (§ 73 Abs 1 Satz 1 

Sozialgerichtsgesetz <SGG> iVm § 114 Zivilprozessordnung <ZPO>). Es ist nicht zu erkennen, 

dass ein zugelassener Prozessbevollmächtigter (§ 73 Abs 4 SGG) in der Lage wäre, die von 

dem Kläger angestrebte Nichtzulassungsbeschwerde erfolgreich zu begründen. Dazu müsste 

einer der drei in § 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zulassungsgründe mit Erfolg 

geltend gemacht werden können, denn nur diese in Bezug genommenen Gründe können zur 

Zulassung der Revision führen. Ein solcher Zulassungsgrund ist bei summarischer Prüfung 

unter Berücksichtigung des Vorbringens des Klägers und des sonstigen Akteninhalts unter 

keinem Aspekt ersichtlich.  

 

Der Rechtssache kommt keine grundsätzliche Bedeutung zu (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG). Es ist 

nicht erkennbar, dass die Rechtssache eine Rechtsfrage aufwirft, die über den Einzelfall hinaus 

aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revi-

sionsgericht bedürftig und fähig ist (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 17 und § 160a Nr 7, 11, 13, 

31, 39, 59 und 65). Soweit der Kläger sinngemäß vorträgt, Akte des "Forderns" im Rahmen des 

Sozialgesetzbuchs Zweites Buch (SGB II) seien völkerrechtswidrig, ist nicht zu erkennen, wie 

im vorliegenden Verfahren eine dahingehende klärungsbedürftige, klärungsfähige und entschei-

dungserhebliche Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung formuliert werden sollte.  

 

Ebenso wenig sind Anhaltspunkte für eine erfolgreiche Divergenzrüge (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) 

gegeben.  

 

Schließlich ist nicht ersichtlich, dass der Kläger einen Verfahrensmangel geltend machen 

könnte, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 

SGG).  

 

Da der Kläger keinen Anspruch auf Bewilligung von PKH hat, ist auch sein Antrag auf Beiord-

nung eines Rechtsanwalts abzulehnen (§ 73a SGG iVm § 121 ZPO).  
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